ANHANG  P7

VERPFLICHTUNG ZUR EINHALTUNG DER INTERNATIONALEN ARBEITSBEDINGUNGEN
Mit der Unterzeichnung dieses Dokuments bestätigt der Bewerber oder Anbieter, dass er alle nachstehend aufgelisteten Grundprinzipien der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) einhält und auch während des Ausschreibungsverfahrens und gegebenenfalls während der Auftragsausführung einhalten wird. 
Im Falle eines Konsortiums, einer Planergemeinschaft oder einer interdisziplinären Arbeitsgemeinschaft [Bietergemeinschaft, vgl. Art. 31 IVöB 2019] müssen alle beteiligten Mitglieder ein Exemplar dieses Anhangs unterzeichnen.
Mit seiner Unterschrift gewährleistet der Bewerber oder Anbieter zudem, dass die an der Auftragsausführung beteiligten Leistungserbringer (zum Beispiel: seine Subunternehmen) diese Grundsätze ebenfalls einhalten. Erhält der Bewerber oder Anbieter den Zuschlag, muss er auf Verlangen der Vergabestelle die vorliegende Selbstdeklaration mit den Unterschriften der an der Ausführung des Projekts beteiligten Leistungserbringer vorlegen.
Im Falle eines vermuteten oder offensichtlichen Verstosses gegen diese Grundprinzipien durch den Bewerber oder Anbieter oder durch einen an der Auftragsausführung beteiligten Leistungserbringer, behält sich der Auftraggeber das Recht vor, den Bewerber oder Anbieter nach Überprüfung der Sachlage vom Verfahren auszuschliessen, den Zuschlag zu widerrufen und/oder den Vertrag zu kündigen. 
	Grundprinzipien 
	Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation

	
	

	Vereinigungsfreiheit und effektive Anerkennung des Rechts auf Kollektivverhandlungen
	· Das Recht der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, Organisationen nach eigener Wahl zu bilden und solchen Organisationen beizutreten. Vereinigungsfreiheit (Übereinkommen Nr. 87 IAO)
· Angemessener Schutz der Arbeitnehmer vor jeder gegen die Vereinigungsfreiheit gerichteten unterschiedlichen Behandlung, die im Zusammenhang mit ihrer Beschäftigung steht. Vereinigungsrecht und das Recht zu Kollektivverhandlungen (Übereinkommen Nr. 98 IAO)

	Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit
	· Jede Art von Arbeit oder Dienstleistung, die von einer Person unter Androhung irgendeiner Strafe verlangt wird und für die sie sich nicht freiwillig zur Verfügung gestellt hat, ist verboten. Zwangs- oder Pflichtarbeit (Übereinkommen Nr. 29 IAO)
· Zwangs- oder Pflichtarbeit darf in keiner Form verwendet werden: weder als Mittel politischen Zwanges oder politischer Erziehung oder als Strafe gegenüber Personen, die gewisse politische Ansichten haben oder äussern oder die ihre ideologische Gegnerschaft gegen die bestehende politische, soziale oder wirtschaftliche Ordnung bekunden; noch als Methode der Rekrutierung und Verwendung von Arbeitskräften für Zwecke der wirtschaftlichen Entwicklung; noch als Massnahme der Arbeitsdisziplin; noch als Strafe für die Teilnahme an Streiks noch als Massnahme rassischer, sozialer, nationaler oder religiöser Diskriminierung. Abschaffung der Zwangsarbeit (Übereinkommen Nr. 105 IAO)

	Effektive Abschaffung der Kinderarbeit
	· Verbot der schlimmsten Formen der Kinderarbeit (wobei unter Kind jede Person unter 18 Jahren zu verstehen ist), d. h. aller Formen der Sklaverei oder aller sklavereiähnlichen Praktiken, wie Verkauf von Kindern und Kinderhandel, Schuldknechtschaft und Leibeigenschaft, Heranziehen eines Kindes zur Prostitution oder zu unerlaubten Tätigkeiten, zu Arbeit, die ihrer Natur nach oder aufgrund der Umstände, unter denen sie verrichtet wird, voraussichtlich für die Gesundheit, die Sicherheit oder die Sittlichkeit von Kindern schädlich ist. Die schlimmsten Formen der Kinderarbeit und sofortige Maßnahmen zu ihrer Beseitigung (Übereinkommen Nr. 182 IAO)
· Einhaltung des Mindestalters für Arbeitnehmer in Übereinstimmung mit den geltenden innerstaatlichen Gesetzgebungen, die auf jeden Fall in sämtlichen Herstellungs- und Vertriebsphasen folgende Altersgrenzen zu beachten haben:
· 15 Jahre (oder 14 Jahre, wenn das Kind eine berufliche Ausbildung erhält)
· 13 Jahre für leichte Arbeiten (siehe Art. 7), wenn der Schulbesuch gewährleistet ist. Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung (Übereinkommen Nr. 138 IAO)

	Abschaffung der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf
	· Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit.  Gleichheit des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit, (Übereinkommen Nr. 100 IAO)
· Jegliche Unterscheidung, Ausschliessung oder Bevorzugung, die auf Grund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, des Glaubensbekenntnisses, der politischen Meinung, der nationalen Abstammung oder der sozialen Herkunft vorgenommen wird und die dazu führt, die Gleichheit der Gelegenheiten oder der Behandlung in Beschäftigung oder Beruf aufzuheben oder zu beeinträchtigen, ist auszuschalten. Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf (Übereinkommen Nr. 111 IAO)


[Neben der Einhaltung der vorgenannten Kernübereinkommen kann der Auftraggeber die Einhaltung weiterer wesentlicher internationaler Arbeitsstandards fordern und entsprechende Nachweise verlangen sowie Kontrollen vereinbaren (vgl. Art. 12 Abs. 2 IVöB 2019).]
Vom Anbieter auszufüllen:
Firma des Unternehmens:
Datum:

Unterschrift(en)*: ________________________
*
Gültig sind nur Unterschriften von Personen, die für das Unternehmen oder Büro zeichnungsberechtigt sind.
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